
„Ablehnung jeder bew ußten Katastrophenpolitik66
Grundsatzantrag des Bundesvorstandes der Jungsozialisten für den Kongreß 1974 in München
Der Bundeskongreß der Jungsozialisten 1974 beginnt am kommenden Freitag in Mün
chen. Der noch amtierende Vorstand mit Wolfgang Roth an der Spitze legt den Dele
gierten einen Antrag vor, in dem die Aufgaben der Juso-Arbeit in den kommenden 
Jahren aus der Sicht des Vorstandes entwickelt werden. In dem Papier setzt sich der 
Bundesvorstand auch mit den beiden Gruppierungen innerhalb der Jungsozialisten, den 
sogenannten Nichtreformisten und den Vertretern der Stamokap-Theorie, auseinander. 
Die FR berichtet darüber. W ir bringen den vollständigen Wortlaut des Vorstandsantrages.

Reform und Staat
Da die Jungsozialisten konkrete poli

tische Veränderungen in der Gesell
schaft in der BRD bewirken wollen, 
müssen sie über die Funktion des Staa
tes und die Möglichkeit gesellschaft
licher Veränderungsprozesse über die 
staatliche Ebene konkrete Aussagen 
machen. Die Einschätzung des Staates 
und der Möglichkeit einer fortschritt
lichen Reformpolitik wird zwangsläufig 
in verschiedenen historischen Phasen 
und in verschiedenen Ländern sehr un
terschiedlich ausfallen. Pauschale 
Kennzeichnungen des Staates als In
strument des Kapitals oder der Mono
pole sind für die konkrete politische 
Arbeit völlig unbrauchbar, und die Ver
werfung aller Reformpolitik als system
stabilisierende Staatstätigkeit bedeutet 
nichts anderes, als daß man sich den 
konkreten Aufgaben der Verbesserung 
der Lage der arbeitenden Bevölkerung 
durch Flucht in eine Sphäre vorgeb
licher theoretischer Reinheit entzieht.

Vielmehr kommt es darauf an, die 
einzelnen Staatsfunktionen und die 
konkreten Reformmaßnahmen darauf 
zu überprüfen, ob sie den Bedürfnissen 
der Mehrheit der Bevölkerung dienen 
oder nur einer kleinen Elite von Kapi
taleignern und Kapitalverfügern. Wer 
in der Beurteilung des Staates und 
staatlicher Reformpolitik nicht über die 
üblichen Globalkennzeichnungen hin
auskommt, macht sich unglaubwürdig, 
weil er weder den Unterschied zwischen 
einer liberalen und konservativen 
Staatsorganisation noch erst recht den 
qualitativen Unterschied zwischen dem 
faschistischen Staat des „Dritten 
Reichs“ und dem der BRD begriff
lich fassen kann. Für die Genera
tion der Deutschen, die den Faschismus 
bewußt erlebt haben, und für diejeni
gen. die heute in Griechenland, Portu
gal, Chile usw. ähnliches erleben, ist 
dieser Unterschied eine durch keine 
Theorie der Welt wegzudiskutierende 
Erfahrungstatsache.

Die Jungsozialisten erkennen den gro
ßen Wert funktionsfähiger parlamenta
risch-demokratischer Institutionen für 
die Weiterentwicklung der Gesellschaft 
zum demokratischen Sozialismus an. Sie 
kritisieren aber die aus den gesell
schaftlichen Machtverhältnissen her- 
fließenden Einschränkungen der Demo
kratie und die tatsächliche Ausrichtung 
eines großen Teils staatlicher Politik an 
den Interessen mächtiger Minderheiten. 
Die parlamentarische Demokratie ist 
nicht das ideale Herrschaftsmittel des 
Kapitals. Vielmehr bietet sie die Mög
lichkeit gesellschaftlicher Reformen im 
Interesse der Mehrheit der Bevölkerung 
und wird daher au.ch vom Kapital als 
ständige Bedrohung empfunden. Aus 
der Geschichte — auch aus den jüngsten 
Ereignissen in Chile — ist die deutliche 
Lehre zu ziehen, daß das Kapital immer 
wieder Versuche unternimmt, die De
mokratie zu liquidieren, wenn sie ihm 
gefährlich wird.

Ausgehend von der Möglichkeit weit
gehender Manipulation der öffentlichen 
Meinung durch kapitalabhängige 
Medien, ist „formale Demokratie“ zu
weilen abqualifiziert und diffamiert

worden. Zwar ist es richtig, daß mit 
Mehrheit gefaßte Beschlüsse im Kern 
undemokratisch und inhuman sein kön
nen, aber dennoch ist eine Diffamierung 
bloß „formaler“ Demokratie abzuleh
nen, weil sie notwendig in die Anma
ßung einer elitären Position führt. Der 
demokratische Sozialismus beruht auf 
der Überzeugung, daß bei entsprechen
der Bildungs-, Aufklärungs- und Mobi
lisierungsarbeit die formal demokrati
schen Entscheidungen der Mehrheit 
auch inhaltlich demokratisch sind. Es 
gibt kein anderes Mittel, den Gemein
willen auszumachen, als auf einem ge
nau festgelegten und überprüfbaren 
Weg der Ermittlung der Mehrheitsmei
nung. Alles andere ist Mystik, die histo
risch oft genug in unkontrollierte 
Machtausübung und Willkür umge
schlagen ist.

Darum sind staatliche oder staatsähn
liche Institutionen und verfassungsmä
ßig verankerte und organisierte Pro
zesse der Willensbildung für alle abseh
bare und damit politisch relevante Zu
kunft notwendig. Die Theorie vom Ab
sterben des Staates ist für hochkom
plexe moderne Gesellschaften offenbar 
unbrauchbar. Auch im Sozialismus 
müssen Willensbildung und Verwaltung 
organisiert und institutionell verankert 
werden. Für den demokratischen Sozia
lismus ist dabei die Einhaltung folgen
der Prinzipien von größter Bedeutung:
1. Möglichkeit organisierter Opposition
2. Unabhängigkeit der Rechtsprechung

von der politischen Führung
3. Autonomie der Gewerkschaften ge

genüber der politischen Führung
4. Minderheitenschutz
5. Meinungs- und Pressefreiheit

Der Staat der Bundesrepublik ist in 
seinen Funktionen weder schlicht Herr
schaftsinstrument des Kapitals oder der 
Monopole noch neutraler Sachwalter 
allgemeiner Interessen. Erst recht nicht 
ist der Staat der BRD seinem wie immer 
begrifflich überhöhten „Wesen“ nach 
durch und durch kapitalistisch. Viel
mehr kommen in der Staatstätigkeit 
widerstreitende Kräfte zum Ausdruck. 
Unter den gegebenen gesellschaftlichen 
MachtverhältnisSen setzen sich dabei in 
den meisten Fällen die Interessen privi
legierter Gruppen, besonders des Groß
kapitals, durch.

Dies liegt aber nicht am parlamenta
risch-demokratischen System der BRD 
als solchem, sondern an spezifischen 
Unzulänglichkeiten dieses Systems und 
an den Rahmenbedingungen, insbeson
dere an der wirtschaftlichen Machtkon
zentration und der Struktur der Öffent
lichkeit, unter denen es funktioniert. Es 
geht für die' Jungsozialisten nicht 
darum, das parlamentarisch-demokrati
sche System der BRD als Instrument 
kapitalistischer Herrschaft zu diffamie
ren, sondern es auszubauen und seine 
volle Wirksamkeit für die Durchsetzung 
des Mehrheitswillens zu entfalten. Die 
aus der Macht des Kapitals herrühren
den undemokratischen Strukturen ste
hen im offenen Widerspruch zu wesent
lichen Normen des Grundgesetzes wie 
z. B. der Sozialbindüng des Eigentums 
sowie der Meinungs- und Pressefreiheit. 
Eine sozialistische Veränderung der

BRD, d. h. die Demokratisierung aller 
Lebensbereiche, ist darüber hinaus 
durch das Grundgesetz ausdrücklich als 
Möglichkeit vorgesehen.

Die Doppelstrategie der Jungsoziali
sten ist eine Strategie zur Erweiterung 
des Spielraums staatlicher Politik und 
der Verbesserung der Chancen der un
mittelbaren und mittelbaren Einwir
kung der Bevölkerung auf die Prozesse 
gesellschaftlicher politischer Gestaltung. 
Auf- und Ausbau von Gegenmachtposi
tionen der Lohnabhängigen, d. h. vor 
allem gesellschaftliche Stärkung und in
nere Demokratisierung der Gewerk
schaften, ist eine zentrale Voraussetzung 
für die Loslösung der staatlichen Insti
tutionen aus den Zwängen der Kapital
verwertung. Nur durch den Druck einer 
organisierten Gegenmacht zum Kapital 
können entscheidende gesellschaftspoli
tische Veränderungen in der BRD und 
darüber hinaus im EG-Bereich durchge
setzt werden.

Freilich müssen auch die staatlicher 
Einrichtungen selbst weiter demokrati
siert werden. Es ist notwendig, die Mög
lichkeit der wirksamen Kontrolle der
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Exekutive durch das Parlament und die 1 
Öffentlichkeit zu verbessern. Hierzu ist j 
vor allem erforderlich, daß Wege gefun- i 
den werden, den Informationsvorsprung 
der Exekutive abzubauen und die Ent
scheidungsvorgänge der Administration 
für die Öffentlichkeit transparent zu 
machen. Im Zusammenhang mit der 
immer deutlicher werdenden Notwen
digkeit langfristiger Planung werden 
diese Probleme noch dringender.

Parallel hierzu ist diä Kontrolle ouu 
Abgeordneten durch Partei und Öffent
lichkeit, zu verbessern, um zu verhin
dern, daß .Abgeordnete unter dem Vor
wand . der Gewissensfreiheit sich vom 
Wählerauftrag' entiernen und zum 
willfährigen Objekt mächtiger Lobbyi
sten werden. Die Jungsozialisten halten 
zwar ein imperatives Mandat weder für 
praktikabel noch wünschenswert, aber 
sie treten entschieden dafür ein, daß die 
Abgeordneten ihre Entscheidungs
gründe gegenüber ihrer Partei und der 
Öffentlichkeit offenlegen, damit ihre 
parlamentarische Tätigkeit wirksam 
kcntro'liert und sachkundig kritisiert 
werden kann.

Ziel der Politik antikapitalistischer 
Strukturreformen ist die Demokratisie
rung und Vergesellschaftung nicht nur 
des ökonomischen Bereichs, sondern 
auch des Staates. Beide Prozesse, der 
der Vergesellschaftung der Wirtschaft 
und der der Vergesellschaftung des 
Staates, müssen nach Auffassung der 
Jungsozialisten gleichzeitig in kleineren 
und größeren Veränderungsschritten 
vorangetrieben werden, damit nicht an 
die Stelle allmächtiger Konzernbüro
kratien eine allmächtige Staatsbürokra
tie tritt. Diese Veränderungen können 
so lange den Charakter staatlicher 
Reformpolitik tragen, solange die De
mokratie in der BRD nicht durch das 
Kapital liquidiert wird.

Die abstrakte Alternative von Reform 
oder Revolution ist für die politische 
Arbeit der Jungsozialisten unfruchtbar. 
Vielmehr kommt es darauf an, Refor
men, die wirkliche Veränderungen in 
den Machtverhältnissen zugunsten von 
mehr Möglichkeiten der Selbstbestim
mung für die arbeitende Bevölkerung 
bewirken (antikapitalistische Struktur
reformen), von Reformen zu unterschei

den, die lediglich die Anpassung gesell
schaftlicher Strukturen an neue Erfor
dernisse kapitalistischer Produktion und 
Herrschaft vollziehen und damit die 
Position der herrschenden Minderheit 
weiter festigen. Dabei ist es wichtig, auf 
welche Weise konkrete Reformvorhaben 
durchgesetzt werden; ob es gelingt, die 
Betroffenen in ihrer Breite zu mobilisie
ren und zu aktiver Vertretung ihrer 
eigenen Interessen zu bewegen.

Reformen und Reformvorhaben müs
sen auch danach beurteilt werden, in 
welchem Maße mit ihnen Aktionen, ¡zyr 
Erweiterung der Selbsttätigkeit und 
Selbstprganisation der Bevölkerung. in, 
Gang gesetzt werden können. Die bishe
rige Politik der SPD hat in ihrer Be
schränkung auf die institutionelle Ebene 
unter den restriktiven Bedingungen 
staatlicher Politik im Kapitalismus viel
fach zu einem konzeptionslosen Prag
matismus geführt, der zur Folge hatte, 
daß das Ziel des demokratischen Sozia
lismus aus dem Blickfeld gedrängt 
wurde. Erst in jüngster Zeit sind dieje
nigen Kräfte in der SPD wieder er
starkt, die statt Anpassung eine schritt

weise Überwindung des kapitalistischen 
Systems anstreben, die nicht an den 
Symptomen kurieren, sondern die Ursa
chen, d. h. die strukturellen Mängel, be
seitigen wollen.

Für die Jungsozialisten haben bei
spielsweise folgende Forderungen den 
Rang antikapitalistischer Strukturrefor
men:
— Ausdehnung und inhaltliche Weiter

entwicklung der Mitbestimmung zur 
Selbstbestimmung

— gesetzlich garantierter Bildungsur
laub

— generelles Verbot der Aussperrung
— demokratische Reform des Ausbil

dungssektors
— Herstellung innerer und äußerer 

Pressefreiheit
— Schaffung von mehr Transparenz der 

Verwaltung und besserer Möglichkei
ten der Kontrolle von Abgeordneten

—Vergesellschaftung des Finanzsektors 
und der wichtigsten Unternehmen im 
Industrie-, Handels- und Dienstlei
stungsbereich

— Durchsetzung gesamtgesellschaft
licher demokratischer Planung und 
Investitionslenkung.
Diese Forderungen sind zum Teil be

reits von der SPD oder einigen ihrer 
Untergliederungen und den Gewerk
schaften erhoben worden. Gerade die 
zuletzt aufgeführten Forderungen nach 
Vergesellschaftung und gesamtgesell
schaftlicher demokratischer Planung 
und- Investitionslenkung sind heute in 
der BRD wie in ganz Westeuropa von 
besonderer Aktualität, weil sich immer 
deutlicher die Notwendigkeit verstärk
ter direkter Staatseingriffe in die wirt
schaftlichen Prozesse zeigt. Yiele. wirt
schaftliche Entscheidungen, die noch 
vor wenigen Jahren sowohl nach der 
tatsächlichen Zuständigkeit als auch im 
öffentlichen Bewußtsein privat waren, 
werden heute auf staatlicher Ebene ge
troffen. Die heute deutlicher zutage tre
tenden strukturellen Schwächen des 
kapitalistischen Systems machen ver
mehrte Interventionen des Staates un
bedingt erforderlich.

Hierin liegt für die Jungsozialisten 
eine politische Chance ersten Ranges:

Vermehrte Staatseingriffe im ökonomi
schen Bereich haben eine Politisierung 
wirtschaftlicher Fragen im öffentlichen 
Bewußtsein zur Folge, die in der ange
laufenen Planungsdebatte in der BRD 
genutzt werden muß. Gesamtgesell
schaftliche demokratische Planung und 
Abbau privater Verfügungsgewalt über 
Produktion und Verteilung erweist sich 
heute auch — und gerade — unter dem 
Gesichtspunkt staatlicher Politik als 
notwendig.

Die Stagflation und die Energiekrise 
ist der aktuellste Anlaß für Forderun
gen in dieser Richtung. Dadurch, daß 
die Planungsdebatte öffentlich geführt 
wird, muß der Legitimationsdruck auf 
Staat und SPD verstärkt werden, damit 
dem massiven Druck des Kapitals ent
gegengewirkt werden kann.

Gerade die Fragen umfassender de
mokratischer Wirtschaftsplanung
machen aber noch ein weiteres Problem 
deutlich: Viele Fragen, beispielsweise 
die der Sicherung des Energiebedarfs, 
lassen sich nicht mehr im nationalen 
Rahmen allein lösen, sondern bedürfen 
der koordinierten Regelung auf der 
Ebene der EG. In der EG gibt es aber 
noch keine mit auch nur annähernd 
ausreichenden Kompetenzen ausgestat
tete demokratisch kontrollierte staat
liche Gewalt, die Veränderungsprozesse 
in dieser Richtung tragen könnte. Das 
Verhältnis von Reform und Staat und 
die Möglichkeiten der Doppelstrategie 
stellen sich bezüglich Fragen von west
europäischer Tragweite somit anders 
dar. Um auch im Bereich der EG eine 
Politik antikapitalistischer Strukturre
formen durchführen zu können, muß die 
Zusammenarbeit der sozialistischen 
Parteien und der Gewerkschaften in 
Westeuropa verstärkt, die Demokrati
sierung der europäischen Institutionen 
durchgesetzt und eine europäische 
Öffentlichkeit geschaffen werden, die 
die politischen Organe auf dieser Ebene 
wirksam kontrollieren kann.

Das Konzept der Doppelstrategie und 
der antikapitalistischen Strukturreform 
enthält die Ablehnung jeder bewußten 
Katastrophenpolitik. Die Jungsozialisten 
wenden sich entschieden gegen eine 
Politik der bewußten Förderung krisen
hafter Entwicklungen, die von der Vor
stellung ausgeht, daß nur aus dem allge
meinen Zusammenbruch der bestehen
den staatlichen und gesellschaftlichen 
Strukturen eine bessere Gesellschafts
organisation entstehen könne. Vielmehr 
wollen sie die Kontinuität politischer 
Entwicklungen nutzen, um die Forde
rung des Godesberger Programms der 
SPD nach einer „neuen Wirtschafts
und Sozialordnung“ durchzusetzen. Um 
einen solchen Prozeß gesellschaftlicher 
Weiterentwicklung abzusichern und um 
diejenigen Kräfte abzuwehren, die die 
Demokratie nur so lange respektieren, 
solange sie ihren kapitalistischen Inter
essen nicht im Wege ist, ist es erforder
lich, demokratische Verhaltensweisen in 
direkten Aktionen einzuüben, demokra- 
ciegefährdende Machtkonzentrationen 
abzubauen, die Organisationen der 
arbeitenden, Bevölkerung zu stärken 
und die Verpflichtung der staatlichen 
Machtapparate auf die Demokratie zu 
gewährleisten. Von der Qualität der 
Arbeit der Linken in der BRD, von ihrer 
Fähigkeit bzw. Unfähigkeit zur Integra
tion aller demokratischen Kräfte und 
der Überzeugungskraft ihrer gesell
schaftlichen Alternativen wird es ab- 
hängen, ob der Staat der BRD und die 
vom ihm getragene Reformpolitik eine 
Entwicklung zum demokratischen 
Sozialismus möglich macht.
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Bewußtseinsveränderung durch außerparteiliche Mobilisierung
Im Gegensatz zu der klaren Priorität, die im Vorstandsentwurf der parlamentarischen 
Arbeit eingeräumt wird, wird in der Kongreß vor läge des Bezirks „Westliches W estfalen“ 
die außerparlamentarische und außerparteiliche Arbeit hervorgehoben. Dies geht soweit, 
daß als Aufgabe der Partei angesehen wird, die außerparlamentarischen und außer
parteilichen Kampagnen ein- und anzuleiten und in ihnen durch sie die sozialistische 
Perspektive deutlich zu machen.“ Aus dem 27 Seiten umfassenden Antrag der „Nicht
reformisten" bringen wir Auszüge.

I. Grundsatz und Zielbestimmung
1. Die Jungsozialisten gehen bei ihrer 

Arbeit in der SPD im Rahmen der Dop
pelstrategie von folgenden Vorausset
zungen, aus:

a) Eine grundlegende Veränderung 
der heutigen SPD kann sich nur als 
Folge einer Verschärfung der Klassen
auseinandersetzungen und somit des 
Druckes der Arbeiterklasse durch die 
Gewerkschaften und kämpferische 
Aktionen zur Durchsetzung ihrer Inter
essen einstellen. Diese Änderung ist un
ter den genannten Voraussetzungen des
halb möglich, weil die SPD aufgrund 
ihrer Klassenbasis in der Arbeitsge
meinschaft zu einer Veränderung ihrer 
Politik gezwungen werden kann.

b) Gerade unter dem Gesichtspunkt 
der Veränderung der Partei ist es die 
vorrangige Aufgabe der Jungsoziali- 
isten-Organisation, außerparlamentari
sche und außerparteiliche Mobiiisie- 
rungskampagnen mit klarer antikapita
listischer und sozialistischer Stoßrich
tung auf gesamtgesellschaftlicher Ebene 
voranzutreiben. Die Kampagnen müssen 
abgeleitet werden aus einem allgemei
nen Programm zur Überwindung des 
Kapitalismus und daraus folgenden 
Aktionsprogrammen für die einzelnen 
gesellschaftlichen Bereiche. Im Zusam
menhang damit kommt es darauf an, die 
inhaltliche Entwicklung der SPD durch 
eine intensive Programmdiskussion 
(z. B. Langzeitprogramm) und Schu
lungsarbeit und die Auseinandersetzung 
um konkrete Forderungen an sozialde
mokratische Politik voranzutreiben. 
Solche Kampagnen müssen in erster 
Linie an den Klassenauseinandersetzun
gen im betrieblichen Bereich orientiert 
werden, damit sie antikapitalistische 
Qualität behalten bzw. erst gewinnen 
können.

c) Die Parteiarbeit der Jungsozialisten 
und ihre jeweils nächsten Ziele müssen 
abhängig sein von den außerparlamen
tarischen und außerparteilichen Kam
pagnen und den durch sie herausgestell
ten Zielen (z. B. Lohnraub-Kampagne). 
Die Stabilität und Erweiterung von per
sonellen und politischen Positionen in 
der Partei und den Instituten ist nur auf 
der Grundlage einer erfolgreichen 
Mobilisierung der arbeitenden Bevölke

rung gewährleistet. Die Möglichkeiten 
der Parteiarbeit müssen in der gegen
wärtigen Phase zur Sicherung der durch 
Kampagnen und Einzelaktionen er
kämpften Positionen und zur Auswei
tung der innerparteilichen Toleranz ge
genüber Mobilisierungsaktionen einge
setzt werden.

2. Außerparteiliche Mobilisierung 
kann und darf dabei nicht verstanden 
werden als Hinweis auf Mißstände, um 
deren Beseitigung sich dann Parlamente 
und Verwaltungen kümmern müssen. 
Ziel der außerparteilichen Mobilisierung 
ist die Bewußtseinsveränderung und 
Organisierung der lohnabhängigen Be
völkerung in der SPD und den 
DGB-Gewerkschaften gegen kapitalisti
sche Unterdrückung und Ausbeutung. 
Außerparteiliche Mobilisierung muß an 
gesellschaftlichen Widersprüchen an
knüpfen und eine sozialistische Per
spektive deutlich machen.

3. Nur wenn Mobilisierungsarbeit 
durch die Jungsozialisten so konsequent 
betrieben wird, kann die SPD wirklich 
verändert werden:

a) Es werden neue Einflußmöglichkei
ten auf die politische Praxis der Partei 
an ihrer Basis selbst geschaffen (Ver
trauensleutekörper, Betriebsgruppen, 
Initiativen im Wöhnbereich), die die 
Politik der Partei stärker beeinflussen 
werden als z. B. zwischenfraktionelle 
Absprachen mit der CDU oder FDP in 
verschiedenen Parlamenten.

b) Durch diesen Druck derart organi
sierter Teile der Lohnabhängigen ver
lieren die Mitglieder der Parlaments
fraktionen, Regierungen und Verwal
tungen das Monopol der Entscheidung 
über die Politik der SPD.

c) Kampferfährung und Erfolgserleb
nisse werden dazu beitragen, die Mit
glieder aus der Arbeiterklasse zu akti
vieren. Gleichzeitig werden als Folge 
einer Mobilisierung im Betriebsbereich 
verstärkt neue Mitglieder aus der 
Arbeiterklasse gewonnen und solche 
Mitglieder, die Erfahrung in außerpar
teilicher Praxis haben.

d) Damit wird gleichzeitig die Vor
herrschaft der sozial bevorteilten Grup
pen der Lohnabhängigen (lohnabhängig, 
aber sozial bevorteilt durch Bildung, 
Arbeitsplatzsituation und Einkommen;

vor allem: Beamte und Angestellte im 
öffentlichen Dienst, im Büro tätige An
gestellte von Privatunternehmen) in den 
Parteifunktionen und Parlamentsman
daten gebrochen.

e) Erst im Zuge eines solchen Prozes
ses kann die Diskussion um die Klas
seninhalte sozialdemokratischer Politik 
in der gesamten SPD geführt werden.

4. Aus der Erkenntnis dieser Zusam
menhänge folgt, daß das Ziel der Par
teiarbeit der Jungsozialisten nicht das 
bloße „Kippen“ von Organisationsglie
derungen sein darf. Im Gegenteil, eine 
solche Auffassung ist bereits der erste 
Schritt zur Anpassung und zum Links
karrierismus, der zwar die Parteiorgani
sation aktiviert und effektiver macht, 
aber nichts an ihrer politischen Aus
richtung ändert.

5. Ziel der Parteiarbeit der Jungsozia
listen ist es auch nicht, die sozialisti
schen Kräfte in der SPD auf den Auf
bau einer neuen Arbeiterpartei zu 
orientieren. Obwohl unter bestimmten 
Bedingungen (Bundesausschußbeschluß) 
gemeinsame punktuelle Aktionen mög
lich sind, ist es ebensowenig Ziel der 
Juso-Parteiarbeit, zur Stärkung der 
DKP und zur Ausweitung von deren 
Einflußbereich, Teile der Sozialdemo
kratie auf eine grundsätzliche Einheits
front mit der DKP zu orientieren.

6. Das Ziel der Parteiarbeit der Jung
sozialisten ist die Umwandlung der heu
tigen SPD in eine konsequent sozialisti
sche Partei, die sich die Bedingungen 
ihres Handelns weder vom Monopolka
pital noch von dessen politischer Agen
tur, der CDU/CSU, diktieren läßt. Die 
SPD darf nicht nur Objekt sein, in dem 
sich die Klassenkämpfe der Gesellschaft 
widerspiegeln, sondern sie muß zu einer 
konsequent sozialistischen Partei wer
den, die die Entwicklung von Klassen
bewußtsein auf seiten der Lohnabhän
gigen bewußt vorantreibt und organi
siert. Nur dann kann sie mit Aussicht 
auf Erfolg den Kampf für den Sozialis
mus aufnehmen.

Gleichzeitig ist es Aufgabe der Partei, 
die außerparlamentarischen und außer
parteilichen Kampagnen ein- und anzu
leiten und in ihnen durch sie die sozia
listische Perspektive deutlich zu 
machen.

7. Es muß damit gerechnet werden, 
daß im Zuge einer Zuspitzung der Klas
senauseinandersetzungen und des Ver
änderungsprozesses der Partei Teile der 
SPD, die eine Politik im Interesse des 
Kapitals verfolgen, versuchen werden, 
die Partei zu spalten oder wie im letzten 
Wahlkampf mit großem Propaganda
aufwand zur CDU überlaufen. Die 
Jungsozialisten selbst beabsichtigen

I nicht, die Partei zu spalten. Die mit den 
* rechten Spaltungsversuchen verbunde

nen Gefahren für die Arbeiterbewegung 
können nur in dem Maße vermieden 
werden, wie die sozialistischen Kräfte in 
der SPD jetzt schon damit beginnen, 
ihre Politik in der arbeitenden Bevölke
rung zu verankern und bekanntzu
machen, um die arbeitende Bevölkerung 
für den Sozialismus zu gewinnen.
II. Inhaltliche und organisatorische An
satzpunkte der Parteiarbeit

1. Inhaltlich muß an Erfahrungen an
geknüpft werden, die im Zuge der 
Regierungstätigkeit der Partei zu einer 
Desillusionierung über die Möglichkei
ten sozialdemokratischer Regierungspo
litik und zu einer gewissen Radikalisie
rung des Reformismus weiter Teile der 
Partei geführt und in vielen Parteiglie
derungen den rechten Flügel in die 
Minderheit gedrängt haben. Auf der 
Grundlage dieser Erfahrungen sind die 
sozialistischen Kräfte in der Partei ver
stärkt mehrheitsfähig geworden. Diese 
Erfahrungskomplexe sind:

a) Abhängigkeit politischer Planung 
von den autonomen Investitionsent- 
scheidungen privater Kapitalunterneh
men,

b) Außenwirtschaftspolitik als bloße 
Reaktion auf die Gewinnplanung multi
nationaler Konzerne,

c) Infrastrukturpolitik als Organisie
rung öffentlicher Vor- und Folgelei
stungen der privaten Kapitalverwer
tung,

d) „Stabilitätspolitik“ als Verhinde
rung dringend notwendiger finanzieller 
Aufwendungen zur Verbesserung der 
Lebensqualität der Lohnabhängigen und 
Randgruppen,

e) „Stabilitätspolitik“ als lohnpoliti
sche Disziplinierung der Lohnabhängi
gen zugunsten des Profits der Kapitali
sten,

f) politische Disziplinierung und Ab
bau demokratischer Rechte zugunsten 
reibungsloser Kapitalverwertung gerade 
durch sozialdemokratische Regierungen 
und Verwaltungen,

g) die Unzulänglichkeit bloßer Wahl
siege und Parlamentsmehrheiten bei 
einer entpolitisierten Bevölkerungs
mehrheit, wenn es gilt, kapitalistische 
Interessen zu verwinden.

2. Es ist Aufgabe der Jungsozialisten, 
die mit diesen Erfahrungen verbunde
nen politischen Vorstellungen weiter zu 
radikalisieren und gegen den harten 
Kern der Parteirechten zu wenden. Nur 
so besteht eine Chance, daß sich die 
Mehrzahl der Parteimitglieder der 
Grenzen des Reformismus bewußt wird. 
Dieses wird jedoch nur ^ann möglich 
sein, wenn die JungsozialisL ’ in der in

nerparteilichen Diskussion ständig ihre 
weitergehenden Vorstellungen offen 
vertreten:

a) Die Jungsozialisten müssen ständig 
darauf hinweisen, daß mögliche fort
schrittliche Maßnahmen der SPD (pari
tätische Mitbestimmung, Bodenrecht) 
aus zwei Gründen scheitern müssen: 
Einmal, weil die Erfordernisse der Ka
pitalverwertung, vor allem der Mono
pole, an die staatliche Tätigkeit und de
ren vielfältige institutionelle Sicherung 
die politische Wirksamkeit derartiger 
Reformen verhindert; zum zweiten 
weil die heutige SPD ihre Politik nicht 
als sozialistische Strategie, sondern als 
Verteilungspolitik im Rahmen der be
stehenden Wirtschaftsordnung begreift. 
(Erhöhung des Staatsanteils am Brutto
sozialprodukt, Vermögensbildung usw.) 
Die strukturellen Hindernisse des heuti
gen Kapitalismus sind jedoch selbst 
wieder-durch eine umfassende Mobili
sierungspolitik veränderbar. Diese muß 
von den abhängig Beschäftigten aktiv 
getragen werden.

b) Antikapitalistische Strukturrefor
men sind nur dann durchzusetzen, wenn 
die abhängig Beschäftigten die ständig 
zunehmenden und sich verschärfenden 
Widersprüche des kapitalistischen 
Systems als Klassenauseinandersetzung 
zwischen Lohnarbeit und Kapital ver
stehen und ihre politische Perspektive 
in der Abschaffung des Privateigentums 
an den Produktionsmitteln und dem 
Aufbau einer sozialistischen Demokratie 
unter Führung vop SPD und Gewerk
schaften sehen. In diesem Sinne ist es 
notwendig, daß die Jungsozialisten in 
allen innerparteilichen Diskussionen die 
punktuellen Erfolge von Basismobilisie
rung und ihre Umsetzung in fortschritt
lichen Parteibeschlüssen (Bodenrecht) 
abgrenzen von verbreiteten Illusionen 
über enge Grenzen, die sozialdemokrati
scher Reformpolitik bei Beibehaltung 
der kapitalistischen Grundstrukturen 
der Gesellschaft und dem Verzicht auf 
Massenmobilisierung gesetzt sind.

c) Die Jungsozialisten müssen der 
Partei verdeutlichen, daß staatliche 
Politik nicht der Träger der Entwick
lung zum Sozialismus sein kann, son
dern die kapitalistischen Interessen nur 
durch die mobilisierte Arbeiterklasse 
überwunden werden können und daß 
SPD und Gewerkschaften zum Träger 
dieser Mobilisierung werden müssen. 
Daraus folgt, daß von den Jungsoziali
sten klargemacht werden muß, daß die 
Durchsetzungschance von Reformen 
über die staatlichen Institutionen ab
hängig sind vom Stand der Klassenaus
einandersetzung selbst. Die Partei muß

deshalb vorrangig in den Betrieben, den 
Wohnvierteln und auf der Straße aktiv 
werden.

3. Organisatorisch muß angeknüpft 
werden an Widersprüchen der Parteior
ganisation, die sich als Folge der Rolle 
der SPD im heutigen Kapitalismus ent
falten:

a) Die Regierungstätigkeit der heuti
gen SPD als Modernisierung des Kapi
talismus, die gleichzeitig die Erwartun
gen der arbeitenden Bevölkerung her
aufsetzt, aber durch die Zwänge des 
politischen und wirtschaftlichen 
Systems enttäuschen muß (Lohnerhö
hungen, Preissteigerungen usw.). In die
sem Zusammenhang muß die herr
schende politische Praxis der Partei in
nerhalb der Parlamente und Regierun
gen analysiert und in ihren Auswirkun
gen auf die gesellschaftliche Entwick
lung der BRD kritisch dargestellt wer
den (Notstandsgesetze, konzertierte 
Aktion, Ministerpräsidentenerlaß). Hier 
ist es Aufgabe der Jungsozialisten, dazu 
beizutragen, die Ansprüche der Lohnab
hängigen an die SPD zu erhöhen und 
diese zu einem verstärkten Druck auf 
die Partei werden zu lassen. In der in
nerparteilichen Diskussion werden dann 
die in II. 1. genannten Punkte angespro
chen.

b) Der Widerspruch zwischen dem 
noch immer vorhandenen Führungsan- 
spruch der Parteigremien und der prak
tischen Folgenlosigkeit von Beschlüssen, 
die nicht auf der Linie von Regierungs
entscheidungen liegen. Auf diesen 
Widerspruch müssen die Forderungen 
nach innerparteilicher Demokratie be
zogen werden. Solche Forderungen dür
fen also nicht abstrakt gestellt werden, 
sondern danach, inwieweit sie den ge
nannten Widerspruch zugunsten der 
sozialistischen Kräfte ausnutzen helfen. 
Das Anknüpfen an diesen Widerspruch 
bedeutet auch, daß alle Versuche, in 
Ortsvereinen und auf Parteitagen An
träge mit dem Hinweis durchzubringen, 
die angesprochenen Forderungen könn
ten zwar noch nicht verwirklicht wer
den, aber die Partei müsse ihre Meinung 
sagen, als inhaltlich opportunistisch und 
strategisch falsch zurückgewiesen wer
den müssen. Eine solche Argumenta
tionsweise kommt nur dem Bestreben 
der Parteiführungen entgegen, Partei
tagsbeschlüsse als Meinungsäußerungen, 
Empfehlungen oder bestenfalls Ver
handlungsgrundlagen aufzufassen und 
abzuwerten. Vielmehr müssen die Jung
sozialisten die Diskussion um die Not
wendigkeit von Forderungen mit der 
Diskussion der Aufgabe der Partei zu 
ihrer Durchsetzung verbinden.


